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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU. FDP und DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Das Besatzungsregime muß beendet werden. Die in Deutschland 
verbleibenden alliierten Truppen können nur noch die Aufgabe 
haben, zur gemeinsamen Verteidigung Europas und der freien 
Welt beizutragen. Ihre Rechtsstellung muß dieser Aufgabe ange- 
paßt werden und muß sich im Rahmen dessen halten, was in 
vergleichbaren Lagen international üblich ist. Jede hierüber hinaus- 
gehende Überlassung von Befugnissen ist mit dem Prinzip gleicher 
Rechte und Pflichten nicht vereinbar. 

2. Die Souveränität der Bundesrepublik, die sich auf ihre inneren 
und äußeren Angelegenheiten erstreckt, darf, wenn überhaupt, 
nur insoweit und so lange beeinträchtigt werden, als die Beson- 
derheiten der gegenwärtigen internationalen Lage Deutschlands, 
insbesondere die Trennung zwischen den westlichen und östlichen 
Teilen Deutschlands und die gefährdete Lage Bei lins es auch im 
deutschen Interesse zwingend erfordern. 

3. Damit ist - abgesehen von technischen Abwicklungsregelungen - 
nicht vereinbar die Aufrechterhaltung und „Versteinerung” von 
Teilen des bisherigen Besatzungsrechts und von alliierten Inter- 
ventionsbefugnissen. Die Bundesrepublik muß ihre volle Gesetz- 
gebungshoheit zurückerlangen und muß grundsätzlich frei darüber 
entscheiden können, welche während der Besatzungszcit erlassenen 
Vorschriften und Akte aufrechterhalten bleiben sollen. 

4. Damit wäre ferner nicht vereinbar, wenn die Verträge in irgend- 
einer Weise die Stellung der Bundesrepublik bei einem künftigen 
Friedensvertrag erscliweren würden. 

5. Mit dem Geiste freier und gleichberechtigter Partnerschaft, auf 
dem die Vei tcidigungsgemeinschaft der Völker Europas und der 
freien Welt aufgebaut sein muß, sind alle einseitig diskrimi- 
nierenden Beschränkungen auf den Gebieten der industriellen 
Produktion und der Forschung unvereinbar. Kontrollorgane 
be?:atzungs rechtlichen Charakters wie das militärische Sicherheits- 
amt müssen aufgelöst werden und ihre Tätigkeit einstellen. 
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6. Es kann sowohl in militärischer wie in finanzieller Hinsicht nur 
einen einheitlichen deutschen Verteidigungsbeitrag geben. Dienst- 
gruppen im Dienste der alliierten Streitkräfte sind daher in 
angemessener Frist aufzulösen. Die Gesamtsumme des deutschen 
finanziellen Verteidigungsbeitrages muß nach Maßgabe der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit der Bundesrepublik unter ange- 
messener Berücksichtigung der besonderen Lasten erfolgen, die 
sie durch die Fürsorge für 9 Millionen Vertriebene und durch 
die Unterstützung Berlins zu tragen har. Aus diesem Gesamt- 
betrag müssen die Kosten für die im Gebiet der Bundesrepublik 
stationierten Truppen gedeckt werden. 

7. Alle Meinungsverschiedenheiten, die sich aus den vertraglichen 
Beziehungen der Bundesrepublik zu den drei Mächten und ins- 
besondere aus dem Aufenthalt alliierter Streitkräfte im Bundes- 
gebiet ergeben, sind durch unparteiische und paritätisch besetzte 
Schiedsgerichte zu schlichten. Revisionsmöglichkeiten sind für alle 
Verträge vorzusehen. 

8. Die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzu wirken, daß hin- 
sichtlicli Berlins die Einheit und Gleichheit der Rechtsordnung 
mit der Bundesrepublik baldmöglichst hergestellt, die Selbst- 
regierung Berlins in jeder Weise gestärkt und inzwischen sicher- 
gestellt wird, daß die Stadt Berlin und die Berliner Bevölkerung 
im Ausland durch die Organe der Bundesrepublik vertreten 
werden. 


Bonn, den 8. Februar 1952 


Dr. von Brentano und Fraktion 
Euler und Fraktion 


Dr. Miihlenteld und Fraktion 



